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Vorwort 
 
Sehr geehrte Jagdvorstände,  
sehr geehrte Eigenjagdbesitzer, 
liebe Jagdgenossen, 
 
auf vielfachen Wunsch sollen die Jagdsignale zukünftig in kürzeren Abständen von der 
Geschäftsstelle des Landesverbandes herausgegeben werden und einen handhabbaren 
Umfang erhalten. Auch wenn Letzteres mit der aktuellen Ausgabe vielleicht noch nicht 
vollständig erreicht werden konnte, soll zukünftig doch zumindest eine vierteljährliche 
Versendung der Jagdsignale angestrebt werden. 
 
Für Kritik, Anregungen und Ihre Beiträge sind wir dankbar.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Björn Schöbel 
Geschäftsführer 
 
                
 
 

1. Baden-Württemberg 
verabschiedet neues 
Jagdgesetz 

 
Mit großer Spannung wurde nicht nur in 
Baden-Württemberg sondern wohl in 
der ganzen Republik erwartet, wie die 
erste Grün-Rote Koalition mit dem 
Thema „Jagdrecht“ umgeht. Zwischen-
zeitlich wurde das Jagd- und Wildtier-
managementgesetz (JWMG) vom Land-
tag verabschiedet und tritt zum 
01.04.2015 in seinen wesentlichen Tei-
len in Kraft. Es wird das bisherige Lan-
desjagdgesetz ablösen. Bereits mit dem 
Namen des neuen Gesetzes wird deut-
lich, dass wesentliche Änderungen an-
stehen.  
 
Anders als in Hessen, wo eine das 
Bundesjagdgesetz „ablösende“ Vollre-
gelung des Jagdrechtes auf Landes-
ebene nicht vorgenommen wurde, hat 
 

sich der baden-württembergische Ge-
setzgeber für eine derartige Vollregelung 
entschieden. 
 
Unser befreundeter Verband „Arbeitskreis 
Jagdgenossenschaften und Eigenjagden 
im BLHV“ hat die wesentlichen Änderun-
gen wie folgt zusammengefasst: 
________________________________ 
 
§ 3 JWMG – Jagdrecht und Jagdaus-
übungsrecht 
 
Wie bisher ist mit dem Jagdrecht die 
Pflicht zur Hege verbunden. Kritisch ist 
jedoch der Verweis auf § 5 JWMG. Nach 
dieser Vorschrift ist der „Lebensraum 
wildlebender Tier- und Pflanzenarten zu 
erhalten, zu pflegen und zu verbessern“. 
Damit werden alle wildlebenden Tier- und 
Pflanzenarten erfasst und der Begriff 
„verbessern“ als neue Verpflichtung über 
den Pflichtenkatalog des Naturschutz-
rechtes hinaus zugefügt.  
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§ 3 JWMG schafft zudem neue Mög-
lichkeiten zur Einschränkung des Jagd-
eigentumsrechtes, indem er zu Gunsten 
des gesamten Naturschutzrechtes eine 
Unberührtheitsklausel einführt.  
 
§ 6 JWMG – Duldung von Hegemaß-
nahmen  
Jagdgenossen und Landpächter sind 
künftig verpflichtet, Maßnahmen der 
Jäger zur Lebensraumverbesserung 
(Hege) „in zumutbarem Umfang“ gegen 
Entschädigung (Einschränkung: „soweit 
angemessen“) zu dulden. Eine Zumut-
barkeit ist nach der Begründung des 
JWMG bereits dann gegeben, wenn die 
Hegemaßnahme zugleich der Wild-
schadensverhütung dient. Dies eröffnet 
zudem eine weitere Zugriffsmöglichkeit 
des Naturschutzes auf Eigentumsflä-
chen der Land- und Forstwirte. Möglich 
ist auch ein Zugriff auf Flächen für sol-
che Wildtiere, die der Jagdausübungs-
berechtigte nicht einmal nutzen darf. 
Auch wird nicht berücksichtigt, dass die 
Herausnahme von Flächen für den 
Landwirt prämienrelevant sein kann. 
 
§ 7 JWMG – Wildtiere und Manage-
mentstufen 
Diese Vorschrift enthält einen zentralen 
Gedanken des neuen Gesetzes, das 
umstrittene Schalenmodell. An die Stel-
le des bekannten Kataloges der jagdba-
ren Tierarten werden nun die im An-
hang zum Gesetz genannten Wildtiere 
einem Nutzungsmanagement, einem 
Entwicklungsmanagement oder einer 
Schutzmanagement zugeordnet. Im 
Gegensatz zum ersten Entwurf ist je-
doch eine Bejagung von Wildtieren 
nicht nur im Nutzungs-, sondern auch 
im Entwicklungsmanagement grund-
sätzlich möglich. Zur Erinnerung: der 
Umfang des Kataloges der jagdbaren 
Tierarten bestimmt den Wert Ihres 
Jagdrechts als Grundeigentümer!  
Die sogar auf dem Verhandlungswege 
am Landtag vorbei möglichen Ein-

schränkungen greifen direkt in Ihr Eigen-
tum ein. Nicht der Fortbestand eines 
Rechtes bedarf nach deutscher Verfas-
sung der Rechtfertigung, sondern dessen 
Einschränkung. Diesen Grundsatz hat 
das Land missachtet. 
 
§ 10 JWMG – Eigenjagdbezirke: befris-
teter Verzicht auf Selbstständigkeit 
möglich 
Neu ist im Landesrecht die Möglichkeit, 
dass der Eigentümer eines Eigenjagdbe-
zirks mit Zustimmung der Jagdgenossen-
schaft des angrenzenden gemeinschaftli-
chen Jagdbezirks für den Zeitraum der 
gesetzlichen Mindestpachtdauer (künftig 
6 Jahre) gegenüber der unteren Jagdbe-
hörde auf die Selbstständigkeit seines 
Eigenjagdbezirks verzichten kann. In die-
sem Fall wird sein Eigenjagdbezirk für 
diesen Zeitraum Bestandteil des gemein-
schaftlichen Jagdbezirks, sofern die unte-
re Jagdbehörde dies im Hinblick auf Er-
fordernisse der Jagdpflege nicht ablehnt. 
Damit können zum Beispiel von der Ge-
meinde verwaltete Jagdgenossenschaften 
kommunale Eigenjagdbezirke flexibel 
gemeinsam mit dem gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk verpachten, ohne auf die 
sonst bei der Preisverpachtung vorge-
schriebenen Mindestgrößen zu achten. 
 
§ 11 JWMG – Gemeinschaftliche Jagd-
bezirke: Aufteilung 
Neu ist die Möglichkeit, bei der Aufteilung 
von gemeinschaftlichen Jagdbezirken, 
zum Beispiel auf die früher selbständigen 
politischen Gemeinden, die untere Jagd-
behörde auch eine Unterschreitung der 
Mindestgröße von 250 ha bis zur Größe 
von 150 ha unter Berücksichtigung der 
Belange der Jagdpflege zulassen kann. 
 
§ 14 JWMG – Befriedung von Grund-
flächen aus ethischen Gründen 
Die Ihnen bereits bekannte Regelung des 
§ 6a Bundesjagdgesetz wurde in wesent-
lichen Zügen übernommen jedoch mit 
dem Unterschied, dass die Befriedung 
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regelmäßig bereits zum Ende des Jagd-
jahres und nicht zum Ende der Pacht-
periode erfolgt. Die ursprünglich vorge-
sehene  
 
Befriedungsmöglichkeit für Grundstücke 
im Eigentum juristischer Personen wur-
de wieder gestrichen. 
 
§ 15 JWMG – Jagdgenossenschaft 
Hier wurden die Regelungen des § 9 
BJG und § 6 BJG zusammengeführt. 
Neu ist eine gesetzlich Verpflichtung in 
§ 15 Abs. 4 JWMG, dass vor dem erst-
maligen Abschluss eines Jagdpacht-
vertrages mit einem Pächter die Jagd-
genossenschaft zur Beschlussfassung 
einzuberufen ist. Dies stellt eine Ein-
schränkung gegenüber dem ursprüngli-
chen Entwurf dar, als noch vor jeder 
Neuverpachtung und sogar Verlänge-
rung der Pachtverträge diese Vorgabe 
bestand. 
 
Neu ist weiterhin die Regelung in § 15 
Abs. 5 wonach die Satzung einer Jagd-
genossenschaft für Wahlen bestimmen 
kann, dass der Beschluss nur der 
Mehrheit der anwesenden und vertrete-
nen Mitglieder der Jagdgenossenschaft 
bedarf und nicht zusätzlich noch der 
Flächenmehrheit. Ist dieses gewünscht, 
muss Ihre Satzung entsprechend geän-
dert werden. Außerdem ist jetzt auch, 
wie in unserer Mustersatzung, bei Be-
schlüssen über die Verpachtung ein 
Jagdgenossen, die sich um die Pacht 
bewirbt, stimmberechtigt. 
 
Die Übertragung der Verwaltung der 
Jagdgenossenschaft auf die politische 
Gemeinde ist nach § 15 Abs. 7 JWMG 
wie bisher mit Zustimmung des Ge-
meinderates möglich, jedoch nur noch 
befristet längstens für die Dauer der ge-
setzlichen Mindestpachtzeit (künftig 6 
Jahre). 
 
 

Bei der Regelung der Jagdnutzung durch 
Jagdgenossenschaft in § 16 JWMG wer-
den die bewährten Regelungen des § 10 
BJG übernommen. 
 
§ 17 JWMG – Jagdpacht 
 
Neu ist die Legalisierung der landläufigen 
Praxis, Teilflächen eines Jagdbezirkes 
nicht, wie eigentlich vorgeschrieben, an 
den Jagdausübungsberechtigten des 
Nachbarjagdbezirks zu verpachten, son-
dern an die Jagdgenossenschaft des 
Nachbarbezirkes, die dann die Fläche 
ihrerseits an den Jagdpächter verpachtet. 
Diese Verpachtung an die angrenzende 
Jagdgenossenschaft ist künftig rechtlich 
zulässig. 
 
Die Mindestpachtdauer beim erstmaligen 
Abschluss eines Jagdpachtvertrages 
wurde in § 17 Abs. 4 JWMG von 9 auf 6 
Jahre verkürzt.  Darüber hinaus ist in be-
gründeten Fällen, insbesondere wenn an-
sonsten ein geeigneter Pachtvertrag nicht 
zu Stande käme, eine Absenkung mit Zu-
stimmung der unteren Jagdbehörde bis 
auf 3 Jahre möglich. 
 
Neu ist in diesem Zusammenhang auch, 
dass nach § 25 JWMG bei der Jagder-
laubnis („Begehschein“) das Gesetz künf-
tig nicht mehr zwischen der entgeltlichen 
und unentgeltlichen in unterscheidet, 
sondern nur noch pauschal von der Jag-
derlaubnis spricht. 
 
Die Regelungen zum Verfahren der An-
zeige von Jagdpachtverträgen, zur 
Höchstzahl der Pächter, zur Nichtigkeit 
und dem Erlöschen des Jagdpachtvertra-
ges, der Rechtsstellung damit pachtende 
Person, sowie zum Tod des Pächters 
wurden aus dem Bundesjagdgesetz und 
Landesjagdgesetz 1 zu 1 übernommen. 
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§ 31 JWMG – Sachliche Verbote 
Zum 01.01.2016 wird der Einsatz blei-
haltige Munition bei der Jagdausübung 
Baden-Württemberg verboten. Bislang 
galt ein solches Verbot nur bei Forst 
BW. 
 
§ 32 JWMG – Ausübung der 
Fangjagd mit Fallen 
Die Ausübung der Fallenjagd mit so ge-
nannten Totschlagfallen ist ab dem 
01.04.2016 verboten. 
 
§ 33 JWMG – Fütterung, Kirrung 
Die Fütterung von Schalenwild in Not-
zeiten einschließlich der Ablenkungsfüt-
terung zur Verhinderung von Wildschä-
den ist ebenfalls ab dem 01.04.2016 
verboten. Eine verwaltungsintensive 
Regelung ermöglicht die Zulässigkeit 
der Fütterung in Ausnahmefällen auf 
Grundlage einer entsprechenden Kon-
zeption für eine Fläche von mindestens 
2500 ha nach Anzeige bei der obersten 
Jagdbehörde. Kirrungen sind künftig nur 
noch in einem Abstand von 100 m von 
der Jagdbezirksgrenze zulässig, es sei 
denn der Pächter des Nachbarbezirks 
hat schriftlich zugestimmt. Schwarzwild 
darf nur im Wald gekirrt werden. 
 
§§ 34,35 JWMG – Abschussplan 
Der Abschussplan für Rehwild wird 
dauerhaft bei verpachteten Revieren 
durch eine Zielvereinbarung und in den 
übrigen Fällen durch eine Zielsetzung 
ersetzt. Dies schränkt § 35 JWMG je-
doch dahingehend ein, dass die Untere 
Jagdbehörde einen Abschussplan für 
Rehwild festsetzen kann, soweit keine 
den gesetzlichen Vorgaben entspre-
chende Zielvereinbarung besteht.  
 
§ 41 JWMG –  Jagd– und Schonzei-
ten 
Die eigentlichen Jagd– und Schonzei-
ten werden erst in der Durchführungs-
verordnung geregelt. Das Gesetz be-
stimmt jedoch in § 41 Abs. 2, dass in 

der Zeit vom 1. März bis zum 30. April 
eine allgemeine Schonzeit für alle Wildtie-
re gilt, also auch für Wildschweine gleich 
welchen Alters, für Jungfüchse  
 usw. Zulässig ist in dieser Zeit nur die 
Jagd auf Schwarzwild im Wald bis einem 
Abstand von 200 m vom Waldaußenrand 
sowie in der offenen Landschaft. 
 
§ 53 JWMG – Schadensersatz sich bei 
Wildschaden 
Ersatzpflichtig sind künftig nur noch Wild-
schäden durch Schalenwild oder Wildka-
ninchen, nicht mehr jedoch durch Fasane. 
Außerdem stellt § 53 Abs. 5 JWMG klar, 
dass Wildschäden an Grundstücken, auf 
denen die Jagd nicht ausgeübt werden 
darf, nicht erstattet wird. Dies gilt zum 
Beispiel für befriedete Bezirke. 
 
§ 54 JWMG – Umfang der Ersatzpflicht 
bei Wildschaden 
Nach § 54 Abs. 3 ist künftig Wildschaden 
an Maiskulturen dem Geschädigten nur 
zu 80 % zu ersetzen, es sei denn, er 
weist nach, dass er die üblichen und all-
gemein zumutbaren Maßnahmen zur Ab-
wehr von Wildschäden unternommen hat. 
Die Bauernverbände prüfen derzeit die 
Erhebung einer Verfassungsklage gegen 
diese Regelung, da das Land hierzu keine 
Gesetzgebungskompetenz hatte. 
 
§ 55 JWMG – Schutzvorrichtungen ge-
gen Wildschaden 
Neu ist die Vorgabe, dass Streuobstwie-
sen, die wie Grünland genutzt werden 
und auf den regelmäßig weniger als 150 
Obstbäumen je Hektar stehen, keine ein-
zäunungspflichtige Sonderkulturen im 
Sinne des JWMG sind. Nicht ersatzpflich-
tig sind jedoch Wildschäden an Streuobst-
wiesen, wenn zum Schadenszeitpunkt 
das Fallobst nicht fachgerecht abgeerntet 
ist. Wildschäden an Weinbergen sind wie 
bisher auch ohne Schutzvorrichtungen zu 
ersetzen. 
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§ 57 JWMG- Geltendmachung des 
Schadens 
 
Auch hier findet sich eine wesentliche 
Neuregelung. Das Vorverfahren bei der 
Gemeinde wird abgeschafft. An seine 
Stelle tritt ein bislang noch völlig unge-
klärtes Verfahren, wonach der Geschä-
digte zwar seinen Wildschaden wie bis-
her innerhalb einer Woche bei der Ge-
meinde schriftlich anzumelden hat. 
Nach § 57 Abs. 2 bescheinigt die Ge-
meinde dann nur dem Geschädigten 
seine Anmeldung und gibt diese unver-
züglich dem Ersatzpflichtigen bekannt. 
Außerdem weist die Gemeinde den Ge-
schädigten und den Ersatzpflichtigen 
auf die von der unteren Jagdbehörde 
anerkannten Wildschadensschätzer hin. 
Deren Aufgabe ist es dann, zum Zwe-
cke der gütlichen außergerichtlichen 
Einigung die Schäden zu schätzen und 
auf eine gütliche Einigung hinzuwirken. 
Außerdem sind Schäden an forstwirt-
schaftlich genutzten Grundstücken nur 
noch einmal jährlich bis zum 15. Mai 
anzumelden. 
 
§ 60 JWMG – Beirat bei der unteren 
Jagdbehörde 
Das Kreisjagdamt als Kollegialorgan ist 
Geschichte. Anstelle dessen wird bei 
der unteren Jagdbehörde ein Beirat aus 
Vertretern der Jäger, der Jagdgenos-
senschaften, der Landwirtschaft, der 
Forstwirtschaft, der Gemeinden, der 
unteren Naturschutzbehörde sowie der 
unteren Veterinärbehörde gebildet. Die-
ser Beirat soll die untere Jagdbehörde 
in jagdlichen Fragen von grund-
sätzlicher Bedeutung beraten. Dazu 
zählen insbesondere Wegegebote in 
Notzeiten nach § 51 Abs. 3 JWMG, die 
Grundsätze der Abschussplanung, die 
Ausweisung von Wildruhegebieten nach 
§ 42 JWMG sowie die Einrichtung von 
Hegegemeinschaften nach § 47 JWMG. 
________________________________ 
 

Zwischenzeitlich liegt im Entwurf auch die 
Durchführungsordnung zum JWMG vor. 
Wie Pressemitteilungen zu entnehmen ist, 
scheinen dort weitere Beschränkungen 
der Jagd vorgesehen zu sein.  
 
 

2. In aller Kürze 
 

a.  Nachtsichttechnik in Bayern 
 
Pressemitteilungen ist zu entnehmen, 
dass der Ausschuss für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten des Bayeri-
schen Landtages sich dafür ausgespro-
chen hat, in besonderen Problemregionen 
die Installation von Nachtsichtzielgeräten 
und Lampen auf Jagdgewehren zu erlau-
ben.  
 
Bayern hatte unter dem Projektnamen 
„Brennpunkt Schwarzwild – Projekt zur 
Entwicklung innovativer regionaler Kon-
zepte“ unter anderem auch den Einsatz 
von Nachtsichtzielfernrohren erprobt. Der 
Abschlussbericht ist auf den Seiten der 
Bayerischen Landesanstalt für Wald und 
Forst (LWF) unter der Domain  

 
www.lwf.bayern.de 

 
einsehbar.  
 
 
b.  Neue Lösungen für den Wild-
 schadensersatz? 
 
Unter der – sicherlich in dieser generali-
sierenden Aussage zu hinterfragenden - 
Prämisse, dass Wildschäden zunehmend 
die Existenz der Jagdpächter gefährden 
und es eine effektive Absicherung gegen 
die finanziellen Auswirkungen kaum gäbe, 
insbesondere einen Versicherungsschutz 
durch traditionelle Versicherungsunter-
nehmen nicht angeboten werde, wird un-
ter der Internetadresse 
 

www.insharity.com 

http://www.lwf.bayern.de/
http://www.insharity.com/
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dafür geworben, dass derzeit eine Wild-
schadensabsicherung von Jägern für 
Jäger erarbeitet wird. Angedacht ist, 
dass private Investoren (Teil-)Risiken 
gegen Zahlung einer Prämie durch den 
Ersatzverpflichteten für diesen über-
nehmen. Nähere Informationen sind 
unter der oben genannten Internet-
adresse einzusehen. 
 
Dem gegenüber ist Pressemitteilungen 
zu entnehmen, dass der Bayerische 
Jagdverband prüfen lässt, ob genügend 
Interessenten für eine Versicherung von 
Wildschäden im Feld vorhanden sind. 
Es ist die Rede davon, dass bei ent-
sprechender Beteiligung bei einem Jah-
resbeitrag in einer Größenordnung von 
600,00 € jährlich bis zu 10.000,00 € 
Wildschadensersatz von der Versiche-
rung übernommen werden könnten. 
 
Ob und inwieweit dieses Versiche-
rungsangebot tatsächlich zur Anwen-
dung kommt, bleibt abzuwarten. Wir 
werden berichten.  
 
 
3.  Neue Diskussion um Wild-

 schadensersatz für Ener-
 giemais – Urteil des AG Plet-
tenberg 

 
Mitte Mai des letzten Jahres hatte das 
Landgericht Hildesheim im Ergebnis 
noch geurteilt, dass Mais auch dann 
kein hochwertiges Handelsgewächs ist, 
wenn er als Rohstoff für eine Biogasan-
lage verwendet wird. Der Mais braucht 
damit nicht entsprechend der Regelung 
des § 32 Absatz 2 Bundesjagdgesetz 
vom Landwirt geschützt zu werden.  
 
Demgegenüber hat nun das Amtsge-
richt Plettenberg mit Urteil vom  
15.12.2014 zum Az.: 1 C 425/13 (ein-
sehbar unter: www.justiz.nrw.de/ 
Bibliothek/nrw2/index.php) 

die Klage eines Landwirtes auf Zahlung 
von Ersatz von Maiswildschaden abge-
wiesen.  
 
Der klagende Landwirt baute Mais sowohl 
für seine Tiere als auch für seine Biogas-
anlage an. Weitergehend differenziert 
wurde dabei nicht zwischen dem landwirt-
schaftlichen Betrieb einerseits und dem 
sicherlich bestehenden zweiten Unter-
nehmen, das die Biogasanlage betreibt 
andererseits.  
 
Streitrelevant war der Anbau auf einem 
etwa 3 Hektar großen Schlag, der von 
Schwarzwild geschädigt wurde. Während 
die Stadt Plettenberg den Wildschaden in 
Höhe von 365,70 € zusprach, folgte das 
Amtsgericht den Argumenten des Jagd-
pächters und wies die Klage des Landwir-
tes ab.  
 
Anders als in Hessen schließt das Wild-
schadensersatzvorverfahren in Nordrhein-
Westfalen, wo der Fall spielte, nicht mit 
einem Vorbescheid als einem Urteil ver-
gleichbaren „Titel“ ab sondern lediglich 
mit einer Feststellung des Schadens. 
Kommt eine gütliche Einigung nicht zu-
stande, so wird den Beteiligten eine Nie-
derschrift über das Scheitern des Vorver-
fahrens erteilt. Will der Landwirt dann sei-
nen Anspruch durchsetzen, ist er auf den 
Zivilrechtsweg verwiesen und muss den 
Jagdpächter verklagen. 
 
Wesentliche und den Streit entscheiden-
de Frage war in dem Verfahren nicht, ob 
es sich bei Energiemais um ein hochwer-
tiges Handelsgewächs handelt (§ 32 Ab-
satz 2 Bundesjagdgesetz).  
 
Streitentscheidend war vielmehr, ob der 
(Energie-) Maisanbau landwirtschaftliche 
Nutzung darstellt. Hintergrund dieser Fra-
ge ist, dass der Jagdpächter sich im 
Jagdpachtvertrag lediglich zum Wildscha-
densersatz auf „landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen“ verpflichtet hatte.  

http://www.justiz.nrw.de/%0bBibliothek/nrw2/index.php
http://www.justiz.nrw.de/%0bBibliothek/nrw2/index.php
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Das Amtsgericht hat mangels anderwei-
tiger Regelungen im Jagdpachtvertrag 
bei der Auslegung dieses Begriffes auf 
den Durchschnittserklärungsempfänger 
abgestellt. Dieser allerdings würde – so 
das Amtsgericht - den Anbau von Ener-
giemais für die Nutzung in einer Bio-
gasanlage aber gerade nicht als land-
wirtschaftliche sondern als gewerbliche 
Nutzung ansehen. Das Gericht stützt 
seine Auffassung weiter darauf, dass 
eine solche Einordnung als gewerblich 
auch im Steuerrecht vorgenommen 
werde. Danach liege ein landwirtschaft-
licher Betrieb im Sinne des § 24 Um-
satzsteuergesetz nicht mehr vor, wenn 
der Landwirt nahezu seine gesamte 
Ernte als Biomasse in eine Biogasanla-
ge verwertet. Da Wildschäden einer 
gewerblichen Nutzung aber nach dem 
Vertrag nicht ersatzpflichtig waren, ha-
be der Landwirt auch keinen Ersatzan-
spruch – zumindest nicht gegen den 
Jagdpächter. 
 
Diese Entscheidung ist aus unserer 
Sicht aus mehreren Gründen falsch: 
 
Zunächst scheint das Amtsgericht nicht 
hinreichend zu differenzieren zwischen 
dem landwirtschaftlichen Unternehmen, 
das Mais anbaut und dem Unterneh-
men, das die Biogasanlage betreibt. Im 
Zweifel – hierzu ist den Entscheidungs-
gründen des Amtsgerichts allerdings 
nichts zu entnehmen - wird der land-
wirtschaftliche Betrieb allein die Bio-
masse für die Biogasanlage erzeugen.  
 
Es wird bezüglich der konkreten Anbau-
flächen auch im Zweifel nicht von vorn-
herein feststehen, ob der Mais für die 
Biogasanlage oder als Tierfutter Ver-
wendung finden soll. Hierzu scheint al-
lerdings der klagende Landwirt auch 
nicht hinreichend konkret vorgetragen 
zu haben. Jedenfalls wenn ein Landwirt 
gleichermaßen für seine Tiere als auch 
für die Substratlieferung an eine Bio-

gasanlage  produziert, ist diese Produkti-
on eindeutig als landwirtschaftliche Nut-
zung zu qualifizieren.  
 
Hinzu kommt, dass das Gericht einerseits 
auf einen Durchschnittserklärungsemp-
fänger zur Auslegung des Begriffs Land-
wirtschaft abstellt, gleichzeitig aber steu-
errechtliche Auslegungen heranzieht. 
Wenn allerdings ein Rechtsgebiet von 
einem „Durchschnittsmenschen“, von ei-
nem Durchschnittserklärungsempfänger 
nicht verstanden geschweige denn nach-
vollzogen werden kann, so dürfte dies das 
Steuerrecht sein. Dem Horizont eines 
Durchschnittserklärungsempfängers 
steuerrechtliche Auslegungen zu hinterle-
gen, erscheint zumindest fragwürdig.  
 
Betrachtet man demgegenüber andere, 
vielleicht sogar für den Durchschnittser-
klärungsempfänger nachvollziehbarere 
Rechtsgebiete, so wird man im Baurecht 
fündig. So hat etwa das Bundesverwal-
tungsgericht in seiner am 11. Dezember 
2008 verkündeten Entscheidung zum Ak-
tenzeichen 7 C 6.08 geurteilt, dass eine 
Biogasanlage auch dann im Rahmen ei-
nes landwirtschaftlichen Betriebs im Sin-
ne des BauGB betrieben wird, wenn der 
landwirtschaftliche Betrieb ausschließlich 
Biomasse erzeugt. Legt man diese Defini-
tion zugrunde, so dürfte die Auslegung 
gerade in die andere Richtung gehen 
nämlich dahin, dass auch der Maisanbau 
für eine Biogasanlage landwirtschaftliche 
Bodennutzung ist.  
 
Schließlich wäre spannend zu erfahren, 
wie ein Durchschnittserklärungsempfän-
ger vor einen Maisschlag gestellt die Fra-
ge beantwortet, ob es sich bei dem Anbau 
um Landwirtschaft oder gewerbliche Nut-
zung handelt. Auch hier ist unseres Er-
achtens zu erwarten, dass der Anbau von 
Feldfrüchten als Landwirtschaft angese-
hen wird.  
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Es ist darüber hinaus zu hinterfragen, 
ob bei der Vertragsauslegung tatsäch-
lich auf den Durchschnittserklärungs-
empfänger abzustellen ist oder nicht 
vielmehr auf den Horizont der Parteien 
des Jagdpachtvertrages – hier also den 
des Jagdpächter und des Eigenjagdbe-
sitzers als Verpächter. Im Zweifel wird 
der Eigenjagdbesitzer, der – im konkre-
ten Fall - seine landwirtschaftlichen Flä-
chen ebenfalls verpachtet, ein Interesse 
daran haben, dass der Wildschadens-
ersatz auch für den Bioenergiemaisan-
bau ersetzt wird. Außerdem wird in 
Jagdpachtverträgen traditionell nur ei-
nerseits zwischen Wildschadensersatz 
im Forst und andererseits in der Land-
wirtschaft differenziert, ohne weitere 
Kategorien überhaupt vor Augen zu ha-
ben. Unter den Begriff Landwirtschaft 
würde aus unserer Sicht danach sämtli-
che Bodenbewirtschaftung fallen, die 
keine Forstwirtschaft ist. Diese Abgren-
zung findet sich auch in den Verfah-
rensregelungen zur Geltendmachung 
des Wildschadensersatz wieder. Bei der 
Anmeldung von Wildschadensersatz 
wird in § 34 des Bundesjagdgesetzes 
einzig differenziert zwischen Schäden 
an forstwirtschaftlich genutzten Grund-
stücken einerseits und allen Übrigen 
andererseits.  
 
Es ist danach bei verständiger Ver-
tragsauslegung davon auszugehen, 
dass auch die mit Bioenergiemais an-
gebauten Flächen als ersatzpflichtige 
landwirtschaftliche Nutzung anzusehen 
sind.  
 
Ob und gegebenenfalls weshalb der 
ersatzberechtigte Landwirt im Verfahren 
nicht dargestellt hat, dass die streitge-
genständlichen Flächen einzig zum 
Gewinn von Tierfutter genutzt wurden, 
ist nicht ersichtlich.  
 
 
 

Schließlich darf diese – noch einmal: aus 
unserer Sicht falsche - Entscheidung nicht 
verallgemeinert werden. Maßgeblicher 
Ansatz des Gerichts, einen Wildscha-
densersatzanspruch des Landwirts zu 
verneinen ist die Regelung im Jagdpacht-
vertrag, wonach der Jagdpächter zum 
Wildschadensersatz nur auf landwirt-
schaftlich genutzten Flächen verpflichtet 
sein sollte. Eine derartige Regelung findet 
sich aber zumindest weder in unserem 
noch in einer Vielzahl anderer Vertrags-
muster. Nach unserer Kenntnis ist diese 
Formulierung einzig in den Vertragsmus-
tern der Jagdzeitschrift „Wild und Hund“ 
sowie einiger Landesjagdverbände zu 
finden.  
 
In Ansehung der Entscheidung des Amts-
gerichts Plettenberg erscheint es sinnvoll, 
auf derartige Differenzierung entweder 
vollständig zu verzichten und – wie wir 
dringend empfehlen – den Wildschadens-
ersatz ohne wenn und aber vollständig 
auf den Jagdpächter zu übertragen oder 
ganz deutlich zu machen, welche Wild-
schäden ersatzpflichtig sein sollen und 
welche nicht. Dabei muss sich die Jagd-
genossenschaft darüber im Klaren sein, 
dass für sämtlichen nach dem Gesetz er-
satzpflichtigen Wildschaden, für den der 
Jagdpächter nicht aufkommen muss, die 
Jagdgenossenschaft und in letzter Instanz 
anteilig jeder einzelne Jagdgenosse auf-
kommen muss. 
 
 

4. Termine 
 
a. Wildschadensseminar am 

17.03.2015 in Alsfeld-Eudorf 
 
b. Wildschadensseminar am  

18.03.2015 in Friedrichsdorf 
 
c. Wildschadensseminar am  
 08.09.2015 in Alsfeld-Eudorf 
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d. Wildschadensseminar am  
 10.09.2015 in Friedrichsdorf 
 
e. Jagdrechtsseminar am 

17.11.2015 in Alsfeld-Eudorf 
 
f. Jagdrechtsseminar am  
 19.11.2015 in Friedrichsdorf 
 
 

Nähere Informationen sowie das An-
meldeformular finden Sie auf unserer 

Homepage: www.vjeh.de 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
g.  Podiumsdiskussion Jägerverei-

nigung Oberhessen e.V. am 
04.03.2015 um 19.00 Uhr in der 
Gallushalle (großer Saal), Gieße-
ner Straße 45 in 35305 Grünberg 

 
h. Vortragsveranstaltung V.J.E.  

Kassel – Verlierer, Gewinner, 
Neubürger und Heimkehrer unter 
den Wildtieren am 12.03.2015 um 
19.30 Uhr in der Stadthalle Bau-
natal (Saal 3), Marktplatz 14, 
34225 Baunatal 

 
i. VJEH-Mitgliederversammlung 

am 20.03.2015 um 19.30 Uhr in 
Alsfeld-Eudorf, im Hotel „Zum 
Schäferhof“ 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.vjeh.de/

